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L�nderreport Schweden
I. Rechtspolitischer Hintergrund

Nach wie vor haben sich die Turbulenzen in den schwedi-
schen Regierungskreisen nicht gelegt. Im Juli dieses Jahres
wurde der sog. IT-Skandal �ffentlich: Die f�r den Straßen-,
Luft-, See- und Schienenverkehr in Schweden verantwort-
liche Beh�rde Transportstyrelsen hatte aus Gr�nden der
Kostenersparnis u.a. den Betrieb des Kfz- und des F�hrer-
scheinregisters an einen Anbieter im Ausland ausgelagert.
Dadurch waren sensible Daten, u.a. auch zu schwedischen
Milit�rfahrzeugen, in die H�nde von Personen gelangt, die
die erforderlichen Sicherheitsstandards nicht erf�llten. In
Folge dieses Skandals drohte die Opposition mit einem
Misstrauensvotum, so dass Innenminister Anders Ygeman
und Infrastrukturministerin Anna Johansson zur�ckgetreten
sind und es zu einer Regierungsumbildung kam.Morgan Jo-
hansson, bisheriger Justiz- und Migrationsminister, wurde
zum Justiz- und Innenminister ernannt und neuer Infrastruk-
turminister ist der Sozialdemokrat Thomas Eneroth.

Zugleich brachen die Beliebtheitswerte der Partei der Mode-
raten auf 17,4% ein und damit auf den tiefsten Stand seit 14
Jahren. Die Werte der rechtspopulistischen Schwedendemo-
kraten landeten dagegen mit 17,8% im September auf Platz
zwei in der schwedischen politischen Beliebtheitsskala – die
regierenden Sozialdemokraten lagen bei 29,7%. Die Vorsit-
zende der Moderaten, Anna Kinberg-Batra, hatte in diesem
Zusammenhang ihren R�cktritt erkl�rt, und in der Partei der
Liberalen ist ein F�hrungsstreit entflammt, aus der Sorge he-
raus, dass die liberal geneigten W�hler der Moderaten sich
dieses Mal nicht wie �blich den Liberalen zuwenden, son-
dern an diesen vorbei direkt zur Zentrumspartei wechseln
w�rden.Wegen dieser internen Br�che gelingt es der b�rger-
lichen Allianz in diesem Umfeld mit einer parlamentarisch
schwach aufgestellten Regierung dennoch nicht, die Unter-
st�tzung der W�hler f�r sich zu gewinnen.

Seit 2015 dominierten Fragen der Einwanderungspolitik
und Arbeitsmarktintegration die politische Agenda. Nun
scheint es, als k�nne die Regierung sich – abgesehen von
dem genannten IT-Skandal – auch wieder anderen Fragen
zuwenden. Dabei stehen das Gesundheitswesen und die Si-
cherheit des Einzelnen und der Gesellschaft, insbesondere
in den Vororten der gr�ßeren St�dte, auf der Priorit�tenliste
ganz oben. Im ersten Halbjahr 2017 initiierte der damalige
Innenminister Anders Ygeman eine Sicherheitskampagne
mit st�rkerem Fokus auf Strafverfolgung, h�rteren Strafen
und erh�hter Polizeipr�senz in Gebieten, in denen organi-
sierte Banden ihr Unwesen treiben. Nach dem Attentat in
der Stockholmer Innenstadt Anfang April 2017 haben sich
Regierung und Allianz am 7. 6. 2017 auf eine �bereinkunft
zur Terrorbek�mpfung geeinigt. Diese beinhaltet neben
Maßnahmen zur Versch�rfung der Sicherheit in der �ffent-
lichkeit auch eine erweiterte Kriminalisierung von Verbin-
dungen zu Terrororganisationen. Daneben haben sich alle
Parteien f�r die Ausbildung und Anstellung von mehr Poli-

zisten ausgesprochen, was zeigt, dass die St�rkung des Si-
cherheitsgef�hls in der schwedischen Gesellschaft derzeit
bei allen Parteien ganz oben auf der politischen Agenda
steht. Wirtschaftliche Interessen dagegen sind wieder etwas
in den Hintergrund ger�ckt.

II. Entwicklungen in einzelnen Rechtsgebieten
von Oktober 2016 bis September 2017

1. Arbeitsrecht

Als Folge des Laval-Urteils des EuGH aus dem Jahr 2007
(EuGH, RIW 2008, 80) war in Schweden die sog. „Lex La-
val“ eingef�hrt worden. Dieses Gesetz begrenzte die M�g-
lichkeiten der schwedischen Gewerkschaften, die traditio-
nell sehr stark sind, die vollumf�ngliche Geltung schwedi-
scher Tarifvertr�ge mit Arbeitskampfmaßnahmen auch f�r
nach Schweden entsandte Arbeitnehmer durchzusetzen. Al-
lein wenn die Arbeitsbedingungen eines ausl�ndischen Ar-
beitgebers arbeitsrechtliche Mindestanforderungen nicht er-
f�llten, durfte die Geltung dieser Mindestanforderungen
erstritten werden. Bereits vor der Wahl im Jahr 2014 hatten
die Sozialdemokraten das Wahlversprechen gegeben, daf�r
zu sorgen, dass schwedische Tarifvertr�ge f�r alle in Schwe-
den t�tigen Arbeitnehmer gelten und die von der b�rgerli-
chen Regierung eingef�hrte Lex Laval abgeschafft w�rde.
Am 26. 4. 2017 passierte das entsprechende Gesetz den
Reichstag. Es trat am 1. 6. 2017 in Kraft. Damit k�nnen
schwedische Gewerkschaften nun auch von ausl�ndischen
Arbeitgebern, die Arbeitnehmer nach Schweden entsenden,
die Bindung an schwedische Tarifvertr�ge verlangen und
dies notfalls mit Arbeitskampfmaßnahmen wie Streiks
durchsetzen, unabh�ngig von den urspr�nglichen Bedingun-
gen des Arbeitsverh�ltnisses. Ferner steht der jeweils zust�n-
digen Gewerkschaft auch ein Kontrollrecht hinsichtlich der
entsandten Arbeitnehmer zu.

Bereits seit 1. 1. 2017 gelten neue Regeln zur Antidiskrimi-
nierung im Arbeitsmarkt, die Arbeitgeber in die Pflicht neh-
men, aktiv durch bestimmte Maßnahmen die Gleichstellung
der Geschlechter zu f�rdern, Gehaltsunterschiede zwischen
M�nnern und Frauen zu analysieren und ihre dahingehenden
Aktivit�ten j�hrlich zu dokumentieren. In Kombination mit
verschiedenen anderen arbeitsrechtspolitischen Maßnahmen
zur St�rkung von Gruppen, die typischerweise eine eher
schwacheVerankerung imArbeitsmarkt haben, ist es das Ziel
der neuenRegelungen,Vielfalt undGleichheit zu f�rdern und
der Diskriminierung im Arbeitsleben entgegenzuwirken.
Weitere Effekte, die sich die Regierung infolge dieser Maß-
nahmen erhofft, sind eine Erh�hung der Besch�ftigungsrate
unter Einwanderern und eine Verk�rzung des Zeitraums zwi-
schen der Einreise nach Schweden und der Aufnahme einer
T�tigkeit. Kritischen Stimmen, die auf die Schwierigkeiten
hinweisen, solcheEffekte nachvollziehbarmessen zuk�nnen,
tritt die Regierungmit demArgument entgegen, dass die neu-
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en Regelungen zu einer ver�nderten Einstellung der Akteure
auf dem Arbeitsmarkt f�hren werden und damit eine prakti-
sche Funktion in den Bem�hungen gegen Diskriminierung
auf dem Arbeitsmarkt erf�llen. Die Erfolge einzelner Maß-
nahmen, die zu einer Ver�nderung der wertebasierten Gesell-
schaftsstruktur beitragen, seien nicht immer messbar – des-
halb jedoch nichtweniger sinnvoll.

2. Steuerrecht

Im Bereich des Steuerrechts ist eine derzeit noch heiß disku-
tierte Neuerung die ge�nderte Praxis des schwedischen Zen-
tralamts f�r Finanzwesen (Skatteverket) im Hinblick auf die
Besteuerung der Verg�tung von Verwaltungsratsmitgliedern
einer schwedischen Aktiengesellschaft. Bisher war es g�ngi-
ge Praxis, dass die Mandatstr�ger den Unternehmen die ih-
nen zustehende Verg�tung f�r die Verwaltungsratst�tigkeit
in Rechnung stellten und als Einkunft aus gewerblicher T�-
tigkeit (n�ringsverksamhet) versteuern konnten, wenn die
betroffene Person mindestens drei solcher Mandate inne-
hatte. Am 20. 6. 2017 stellte das H�chste Verwaltungsge-
richt (H�gsta F�rvaltningsdomstolen) in einer Vorabent-
scheidung (HFD 2017 ref 41) fest, dass die Verg�tung f�r
Verwaltungsratst�tigkeit nicht als Einkunft aus gewerblicher
T�tigkeit, sondern als Arbeitseinkommen zu versteuern sei.
Vor diesem Hintergrund hat das Zentralamt f�r Finanzwesen
seine Praxis entsprechend angepasst, so dass zahlreiche
Freiberufler ihre Eink�nfte aus bestehenden Verwaltungs-
ratsmandaten ab der n�chsten Hauptversammlung 2018 und
aus neuen Mandaten ab sofort als Arbeitseinkommen ver-
steuern m�ssen und nicht l�nger als Teil ihrer gewerblichen
T�tigkeit in Rechnung stellen und als solche versteuern k�n-
nen. Insbesondere Anw�lte sehen diese Neuerung als
schwierig und nicht sachgerecht an, da die pers�nliche Man-
datierung bei Anw�lten vielfach – nicht nur im Rahmen von
Verwaltungsratst�tigkeiten, sondern beispielsweise auch als
Betreuer oder Vormund – zu ihrem Berufsbild und damit zu
ihrer gewerblichen T�tigkeit geh�rt. Es ist nicht auszuschlie-
ßen, dass das Zentralamt f�r Finanzwesen seine neue Praxis
insofern erneut anpassen wird.

Wie bereits im L�nderbericht Schweden 2016 angek�ndigt
(vgl. Griebeler, RIW 2016, 803), wollte die schwedische
Regierung zum 1. 8. 2017 
nderungen an den Regeln zur
Besteuerung von Grundst�cksver�ußerungen an juristische
Personen – und damit hinsichtlich der bis dato wegen ihrer
Steuervorteile �blichen Transaktionsstruktur bei Immobili-
enverk�ufen, der sog. Immobilienpaketierung in Grund-
st�cksgesellschaften vor dem eigentlichen Verkauf an Dritte
– in das schwedische Einkommensteuergesetz einf�hren.
Die 
nderungen sollen der Staatskasse Steuermehreinnah-
men von ca. 500 Mio. SEK pro Jahr bescheren. Aufgrund
der zahlreichen kritischen Stellungnahmen aus der Branche
wird die Neuregelung voraussichtlich nicht vor Mitte 2018
in Kraft treten.

Eine weitere Steuer�nderung mit Immobilienbezug betrifft
die Besteuerung des Gewinns von Privatpersonen, den diese
gegebenenfalls bei der Ver�ußerung ihres Eigenheims erzie-
len. Nach bisheriger Rechtslage wurde auf Antrag Aufschub
f�r die Steuerzahlung gew�hrt, wenn im Zusammenhang mit
dem Verkauf zugleich eine neue Immobilie zur Eigennut-
zung erworben wurde. Zum 1. 1. 2017 wurde u.a. eine groß-
z�gigere Methode zur Berechnung des Aufschubs einge-
f�hrt. Die Regierung wollte damit einen Anreiz f�r Umz�ge
schaffen, um so die Mobilit�t auf dem Wohnungsmarkt ins-

gesamt zu erh�hen. Laut den Ergebnissen einer Umfrage ei-
ner schwedischen Maklerkette zum Effekt der 
nderungen
auf die Umzugswilligkeit ihrer Kunden ist ein Umzug f�r
55% der befragten Kunden durch die 
nderungen indes
nicht wahrscheinlicher geworden.

Seit dem 1. 1. 2017 umfasst die umstrittene Steuerabzugs-
m�glichkeit f�r haushaltsnahe Dienstleistungen (RUT-av-
drag) auch die Reparatur und Wartung von sog. weißer Wa-
re, d.h. von gr�ßeren elektronischen Haushaltsger�ten.
Diese Ausweitung, die auch REP-avdrag genannt wird, hatte
das schwedische Amt f�r Umweltschutz (Naturv�rdsverket)
seit L�ngerem gefordert, um ein Signal zu setzen f�r die Re-
paratur und Bewahrung von Haushaltsger�ten und gegen die
heute vorherrschendeWegwerfkultur.

Bereits 1996 wurde die stufenweise Abschaffung der Wer-
bungssteuer in die Wege geleitet, und zum 1. 1. 2017 wurde
insofern ein weiterer Schritt get�tigt, indem der Steuersatz
f�r Annoncen in periodischen Publikationen von 3% auf
2,5% und der Steuersatz f�r sonstige Annoncen und Wer-
bung von 8% auf 7,65% gesenkt wurde.

Gewerbetreibende, die in Schweden Waren oder Dienstleis-
tungen gegen Bar- oder Kartenzahlung anbieten, sind seit ein
paar Jahren zur Verwendung einer Registrierkasse verpflich-
tet. Von dieser Regel galten jedoch einige Ausnahmen. U.a.
waren solche Gewerbetreibende, die in Schweden nicht der
Steuerpflicht nach dem Einkommensteuergesetz unterliegen,
von dieser Pflicht ausgenommen. Damit waren insbesondere
solcheGewerbetreibende, die ihreWaren aufM�rkten oder in
tempor�ren sog. Pop-up-Stores vertreiben, also ohne festeBe-
triebsst�tte in Schweden, von der Pflicht zur Verwendung ei-
ner Registrierkasse befreit. Um einen fairenWettbewerb aller
Marktteilnehmer in diesen Segmenten zu gew�hrleisten und
ausl�ndische mit inl�ndischen Gewerbetreibenden insofern
gleich zu stellen, sind seit dem1. 4. 2017 alle in- und ausl�ndi-
schen Gewerbetreibenden, unabh�ngig von ihrer Steuerplicht
in Schweden, zur Verwendung von Registrierkassen in
Schwedenverpflichtet. Dabei ist es zul�ssig, eine in eineman-
deren EWR-Staat zertifizierte Registrierkasse zu verwenden,
solange dort vergleichbareAnforderungen gelten.

Vor dem Hintergrund der negativen Auswirkungen von che-
mischen Brandschutzmitteln auf die Gesundheit und Um-
welt wurde zum 1. 4. 2017 eine neue Verbrauchssteuer auf
Chemikalien in Unterhaltungselektronik und anderen elek-
tronischen Haushaltsger�ten eingef�hrt. Die Steuer, die in
Abh�ngigkeit vom Gewicht des jeweiligen Ger�ts berechnet
wird, betr�gt f�r weiße Ware 8 SEK und f�r �brige Elektro-
ger�te 120 SEK pro Kilogramm. F�r Verbraucher bringt dies
einen sp�rbaren Preisanstieg bei Elektroger�ten mit sich,
was insbesondere die H�ndler beunruhigt, zumal die Steuer
nur auf Produkte erhoben wird, die in Schweden verkauft
werden. Der Handel sieht das Risiko, dass schwedische Ver-
braucher dazu �bergehen k�nnten, elektronische Ger�te aus
dem Ausland zu importieren, um die Steuer zu umgehen. Ob
die neue Steuer den angestrebten positiven Effekt auf Um-
welt und Gesundheit haben wird, muss sich zeigen.

3. Gesellschaftsrecht

Auch in Schweden wurde im Zuge der Umsetzung der 4.
Geldw�scherichtlinie der EUmit dem zum 1. 8. 2017 in Kraft
getretenenGesetz �ber dieRegistrierung derwahrenAuftrag-
geber (lag (2017:631) om registrering av verklig huvudman)
die Pflicht eingef�hrt, diejenigen nat�rlichen Personen zu re-
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gistrieren, die als wirtschaftlich Berechtigte hinter juristi-
schen Personen, Vereinigungen, Stiftungen oder �hnlichen
Gebilden stehen. Auch ausl�ndische juristische Personen, die
in Schweden eineGesch�ftst�tigkeit aus�ben, unterfallen die-
ser Meldepflicht in Schweden. Die Meldung ist beim schwe-
dischen Firmenregisteramt Bolagsverket vorzunehmen, und
zwar f�r diemeisten der etwa800000Gesellschaften undVer-
einigungen bis zum 1. 2. 2018 und f�r neu gegr�ndete Gesell-
schaften binnen vierWochen.Wer der Pflicht nicht oder nicht
vollst�ndig nachkommt, riskiert eineGeldbuße.

4. Regulatorisches

Eine unbeabsichtigte L�cke im schwedischen Strafgesetz-
buch hinsichtlich der strafrechtlichen Haftung f�r die Verlet-
zung der Buchf�hrungspflicht wurde zum 1. 7. 2017 ge-
schlossen. Ein Vertreter einer ausl�ndischen juristischen
Person, die in Schweden gewerblich t�tig war, musste im
M�rz 2016 von der Anklage wegen Verletzung der Buchf�h-
rungspflicht freigesprochen werden, obwohl alle Vorausset-
zungen der Strafbarkeit gegeben waren. Dazu kam es, weil
die Buchf�hrungspflicht f�r ausl�ndische Unternehmen in
Schweden nicht im Buchf�hrungsgesetz, sondern im Gesetz
�ber ausl�ndische Niederlassungen geregelt ist. Die Straf-
norm nahm bislang jedoch nur auf das Buchf�hrungsgesetz
Bezug. Nunmehr hat die Regierung durch eine Gesetzes�n-
derung klargestellt, dass ausl�ndische Unternehmensvertre-
ter der strafrechtlichen Verantwortung in Schweden insofern
grunds�tzlich unterfallen.

Die bereits im letzten L�nderbericht angek�ndigte (vgl.
Griebeler, RIW 2016, 803) Pflicht f�r gr�ßere Unternehmen
(ab mindestens 250 Angestellten oder einem Nettoumsatz
von mindestens 350 Millionen Euro) zur Berichterstattung
zu Nachhaltigkeitsthemen greift seit dem 1. 12. 2016.

III. Wirtschaftliche Bewertung

Die Abschaffung der Lex Laval wird insbesondere von Tei-
len der b�rgerlichen Allianz als protektionistisch angesehen.
Außerdem mache die neue Gesetzeslage Schweden unatt-
raktiver und halte ausl�ndische Unternehmen davon ab, Ar-
beitskr�fte nach Schweden zu entsenden. Diese Kritik weist
Arbeitsministerin Ylva Johansson von sich und betont, Ar-
beitnehmerfreiz�gigkeit d�rfe nicht zu Lasten der Rechte
der Arbeitnehmer gehen. Schweden ist auf absehbare Zeit
auf Arbeitskr�ftezuwanderung angewiesen, um konkurrenz-
f�hig zu bleiben. In fast allen Branchen mangelt es an quali-
fiziertem Personal. Es wird sich zeigen, ob die Kritik aus
den wirtschaftsnahen Kreisen berechtigt ist oder ob Schwe-

den trotz der tarifrechtlichen Neuerungen weiterhin einen
attraktiven Markt f�r ausl�ndische Unternehmen darstellt.

Mit ihrem erkl�rten Ziel, die Staatskasse auch durch eine Er-
h�hung der Steuereinnahmen zu sanieren, ist die rot-gr�ne
Regierung in zwei von drei Punkten an der starken Opposi-
tion gescheitert: Neben der Einf�hrung einer Verbrauchsteu-
er auf Flugreisen zum 1. 4. 2018 (dazu im n�chsten L�nder-
report Schweden 2018) wollte die Regierung die erst im Jahr
2014 ge�nderte, sog. „Drei-Zw�lf-Regel“ (s. dazuGriebeler,
RIW 2014, 744) u.a. durch die Einf�hrung von bestimmten
Obergrenzen und eines erh�hten Steuersatzes erg�nzen und
außerdem die Grenzwerte f�r die staatliche Einkommen-
steuer anpassen. Die Gesetzesvorschl�ge zu den beiden
letztgenannten geplanten Steuer�nderungen nahm die Re-
gierung nach einem von der Allianz und den Schwedende-
mokraten angedrohten Misstrauensvotum zur�ck.

Reformen imGesundheitswesen und die St�rkung des Sicher-
heitsgef�hls in der Gesellschaft waren neben allen innenpoli-
tischen Turbulenzen die Schlagw�rter in der schwedischen
Politik in den vergangenen 12 Monaten. Dass die rot-gr�ne
Regierung im kommenden, letzten Jahr vor der n�chsten
Reichstagswahl noch große wirtschaftsf�rdernde Projekte in
die Wege leiten wird, ist eher zweifelhaft. Der vorgelegte
Haushaltsentwurf spricht eher daf�r, dass die in diesem Jahr
angebahnten sicherheitspolitischen Themen neben sozialen
Aspekten auch imkommenden Jahr einenGroßteil derDebat-
ten im Reichstag einnehmen werden. Die Prognosen des
schwedischen Konjunkturinstituts (Konjunkturinstitutet) f�r
das kommendeWirtschaftsjahr sind aufgrund des starken ers-
ten Halbjahres 2017 und der starken Krone optimistisch und
lassen auf einen Investitionsanstieg in den Unternehmen und
eineweitereKonjunktursteigerung hoffen.
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L�nderreport Indonesien
I. Rahmenbedingungen

Im Jahr 2016 verbesserte sich das Wirtschaftswachstum in
Indonesien gegen�ber 2015 nur unwesentlich und stieg auf
gesch�tzte 5,1%. Nach wie vor machen dem Inselarchipel
die sich nur langsam erholenden Rohstoffpreise und die

Probleme der chinesischen Wirtschaft zu schaffen. Die von
der indonesischen Regierung bereit gestellten Economic Sti-
mulus Packages, welche Investitionen in Indonesien verein-
fachen und die Kaufkraft der Bev�lkerung erh�hen sollen,
haben noch keine signifikante Verbesserung des Wirt-
schaftswachstums bewirkt. Es bleibt abzuwarten, wann
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